
 
 

 

 

 

Hauptversammlung der LS telcom AG am 10. März 2022 

 

Erläuterungen zu den Rechten der Aktionäre 

 

Auf der Grundlage von § 1 Abs. 2, Abs. 6 des Gesetzes über Maßnahmen im Gesellschafts-, 

Genossenschafts-, Vereins-, Stiftungs- und Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der 

Auswirkungen der COVID-19-Pandemie (COVID-19-Gesetz), veröffentlicht als Art. 2 des 

Gesetzes zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie im Zivil-, Insolvenz- und 

Strafverfahrensrecht, veröffentlicht im Bundesgesetzblatt, Teil I, S. 569 und S. 3332, hat der 

Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats entschieden, die Hauptversammlung ohne 

physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung 

abzuhalten. 

 

Die Durchführung der ordentlichen Hauptversammlung 2022 als virtuelle Hauptversammlung 

nach Maßgabe des COVID-19-Gesetzes führt zu Modifikationen in den Abläufen der 

Hauptversammlung sowie bei den Rechten der Aktionäre.  

 

Wir bitten unsere Aktionäre deshalb auch in diesem Jahr um besondere Beachtung der 

nachstehenden Hinweise: 

 

Ergänzungsanträge zur Tagesordnung auf Verlangen einer Minderheit gemäß § 122 

Abs. 2 AktG  

 

Aktionäre, deren Anteile zusammen 5 % des Grundkapitals oder einen anteiligen Betrag am 

Grundkapital von 500.000 Euro erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die 

Tagesordnung gesetzt und bekannt gemacht werden. Ein solches Verlangen ist schriftlich 

unter der folgenden Adresse an die Gesellschaft zu richten:  

 

Vorstand der LS telcom AG 

Im Gewerbegebiet 31-33 

77839 Lichtenau 

 

Es muss der Gesellschaft mindestens 30 Tage vor der virtuellen Hauptversammlung zugehen; 

der Tag des Zugangs und der Tag der virtuellen Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. 

Letztmöglicher Zugangstermin ist somit der 7. Februar 2022, 24:00 Uhr MEZ. Jedem neuen 

Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Die Antragsteller 

haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des 

Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des 

Vorstands über den Antrag halten (vgl. § 122 Abs. 1 Satz 3; Abs. 2 Satz 1 AktG). § 121 Abs. 

7 AktG ist entsprechend anzuwenden. Dem Eigentum steht ein Anspruch auf Übereignung 

gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 

53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unternehmen 

gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er 

die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei 

Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 13 des 

Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat 

(vgl. § 70 AktG). 



 
 

Nachstehend die diesbezüglichen gesetzlichen Regelungen: 
 

§ 122 Aktiengesetz, Einberufung auf Verlangen einer Minderheit, lautet wie folgt: 

„(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 

zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des 

Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung 

kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form 

und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die Antragsteller haben 

nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens 

Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den 

Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden. 

 

(2) In gleicher Weise können Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 

Grundkapitals oder den anteiligen Betrag von 500 000 Euro erreichen, verlangen, dass 

Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen 

Gegenstand muss eine Begründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. Das Verlangen im 

Sinne des Satzes 1 muss der Gesellschaft mindestens 24 Tage, bei börsennotierten 

Gesellschaften mindestens 30 Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist 

nicht mitzurechnen. 

 

(3) Wird dem Verlangen nicht entsprochen, so kann das Gericht die Aktionäre, die das 

Verlangen gestellt haben, ermächtigen, die Hauptversammlung einzuberufen oder den 

Gegenstand bekanntzumachen. Zugleich kann das Gericht den Vorsitzenden der 

Versammlung bestimmen. Auf die Ermächtigung muss bei der Einberufung oder 

Bekanntmachung hingewiesen werden. Gegen die Entscheidung ist die Beschwerde zulässig. 

Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Gerichts 

halten. 

 

(4) Die Gesellschaft trägt die Kosten der Hauptversammlung und im Fall des Absatzes 3 auch 

die Gerichtskosten, wenn das Gericht dem Antrag stattgegeben hat.“ 

 

§ 70 Aktiengesetz, Berechnung der Aktienbesitzzeit, lautet wie folgt: 

„Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär während 

eines bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein 

Anspruch auf Übereignung gegen ein Kreditinstitut, ein Finanzdienstleistungsinstitut, ein 

Wertpapierinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des 

Kreditwesengesetzes tätiges Unternehmen gleich. Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers 

wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als 

Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer Gemeinschaft oder bei einer 

Bestandsübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes oder § 14 des Gesetzes 

über Bausparkassen erworben hat.“ 

 

§ 121 Absatz 7 Aktiengesetz lautet wie folgt: 

„(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der Tag 

der Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend 

oder einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt 

nicht in Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend 

anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften kann die Satzung eine andere 

Berechnung der Frist bestimmen.“ 

 

 



 
 

§ 53 Abs. 1 Satz 1 KWG lautet wie folgt: 

„Unterhält ein Unternehmen mit Sitz im Ausland eine Zweigstelle im Inland, die Bankgeschäfte 

betreibt oder Finanzdienstleistungen erbringt, gilt die Zweigstelle als Kreditinstitut oder 

Finanzdienstleistungsinstitut.“ 

 

§ 53b Abs. 1 Satz 1 KWG lautet wie folgt: 

„Ein CRR-Kreditinstitut mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums 

darf ohne Erlaubnis durch die Aufsichtsbehörde über eine Zweigniederlassung oder über 

gemäß § 2 Absatz 10 angezeigte vertraglich gebundene Vermittler, die ihren Sitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt im Inland haben, sowie im Wege des grenzüberschreitenden 

Dienstleistungsverkehrs, auch durch vertraglich gebundene Vermittler, die ihren Sitz oder 

gewöhnlichen Aufenthalt im Herkunftsmitgliedstaat haben, im Inland Bankgeschäfte betreiben 

oder Finanzdienstleistungen erbringen, wenn das Unternehmen von den zuständigen Stellen 

seines Herkunftsmitgliedstaates zugelassen worden ist, die Geschäfte von der Zulassung 

abgedeckt sind und das Unternehmen von den zuständigen Stellen nach Maßgabe der 

Richtlinien und Verordnungen der Europäischen Union beaufsichtigt wird.“ 

 

§ 53b Abs. 7 KWG lautet wie folgt: 

„(7) Ein Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat des Europäischen Wirtschaftsraums, 

das Bankgeschäfte im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 bis 3, 5, 7 bis 9 betreibt, 

Finanzdienstleistungen im Sinne des § 1 Abs. 1a Satz 2 Nr. 7, 9 und 10, oder Zahlungsdienste 

im Sinne des Zahlungsdiensteaufsichtsgesetzes erbringt oder sich als Finanzunternehmen im 

Sinne des § 1 Abs. 3 betätigt, kann diese Tätigkeiten über eine Zweigniederlassung oder im 

Wege des grenzüberschreitenden Dienstleistungsverkehrs im Inland abweichend von § 32 

ohne Erlaubnis der Aufsichtsbehörde ausüben, wenn 

 

1. das Unternehmen ein Tochterunternehmen eines CRR-Kreditinstituts oder ein 

gemeinsames Tochterunternehmen mehrere CRR-Kreditinstitute ist, 

2. seine Satzung diese Tätigkeiten gestattet, 

3. das oder die Mutterunternehmen in dem Staat, in dem das Unternehmen seinen Sitz hat, 

als CRR-Kreditinstitut zugelassen sind, 

4. die Tätigkeiten, die das Unternehmen ausübt, auch im Herkunftsmitgliedstaat betrieben 

werden, 

5. das oder die Mutterunternehmen mindestens 90 vom Hundert der Stimmrechte des 

Tochterunternehmens halten, 

6. das oder die Mutterunternehmen gegenüber den zuständigen Stellen des 

Herkunftsmitgliedstaates des Unternehmens die umsichtige Geschäftsführung des 

Unternehmens glaubhaft gemacht und sich mit Zustimmung dieser zuständigen Stellen 

des Herkunftsmitgliedstaates gegebenenfalls gesamtschuldnerisch für die vom 

Tochterunternehmen eingegangenen Verpflichtungen verbürgt haben und 

7. das Unternehmen in die Beaufsichtigung des Mutterunternehmens auf konsolidierter 

Basis einbezogen ist. 

 

Satz 1 gilt entsprechend für Tochterunternehmen von in Satz 1 genannten Unternehmen, 

Finanzholding-Gesellschaften, gemischten Finanzholding-Gesellschaften und gemischten 

Holdinggesellschaften, welche die vorgenannten Bedingungen erfüllen. Die Absätze 2 bis 6 

gelten entsprechend.“ 

 

  



 
 

§ 13 des Gesetzes über die Beaufsichtigung der Versicherungsunternehmen lautet wie 

folgt: 

„§ 13 Bestandsübertragungen 

(1) Jeder Vertrag, durch den der Versicherungsbestand eines 

Erstversicherungsunternehmens ganz oder teilweise auf ein anderes 

Versicherungsunternehmen übertragen werden soll, bedarf der Genehmigung der 

Aufsichtsbehörden, die für die beteiligten Unternehmen zuständig sind. Die Genehmigung ist 

zu erteilen, wenn die Belange der Versicherten gewahrt sind und die Verpflichtungen aus den 

Versicherungen als dauernd erfüllbar dargetan sind; § 9 Absatz 5 über die Anhörung der 

zuständigen Stellen eines anderen Mitglied- oder Vertragsstaats und § 8 Absatz 4 sind 

entsprechend anzuwenden. 

(2) Überträgt ein inländisches Erstversicherungsunternehmen einen Bestand an 

Versicherungsverträgen, die es nach § 57 durch eine Niederlassung oder im 

Dienstleistungsverkehr abgeschlossen hat, ganz oder teilweise auf ein 

Versicherungsunternehmen mit Sitz in einem Mitglied- oder Vertragsstaat, ist abweichend von 

Absatz 1 Satz 1 lediglich die Genehmigung der für das übertragende 

Versicherungsunternehmen zuständigen Aufsichtsbehörde erforderlich. Die Genehmigung 

wird erteilt, wenn die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 vorliegen und wenn 

 

1. durch eine Bescheinigung der Aufsichtsbehörde des Sitzstaats des übernehmenden 

Versicherungsunternehmens der Nachweis geführt wird, dass dieses nach der 

Übertragung ausreichende anrechnungsfähige Eigenmittel zur Einhaltung der 

Solvabilitätskapitalanforderung hat, 

2. die Aufsichtsbehörden der Mitglied- oder Vertragsstaaten, in denen die Risiken des 

Versicherungsbestandes belegen sind, zustimmen und 

3. bei Übertragung des Versicherungsbestandes einer Niederlassung die Aufsichtsbehörde 

dieses Mitglied- oder Vertragsstaats angehört worden ist. 

 

Die Sätze 1 und 2 Nummer 1 gelten auch für die Übertragung eines im Inland erworbenen 

Versicherungsbestandes. In den Fällen der Sätze 1 und 3 ist Absatz 5 entsprechend 

anzuwenden; die Absätze 3 und 4 bleiben unberührt. 

(3) Verlieren durch die Bestandsübertragung Mitglieder eines Versicherungsvereins auf 

Gegenseitigkeit ganz oder zum Teil ihre Rechte als Vereinsmitglied, darf die Genehmigung 

nur erteilt werden, wenn der Bestandsübertragungsvertrag ein angemessenes Entgelt 

vorsieht, es sei denn, das übernehmende Versicherungsunternehmen ist ebenfalls ein 

Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit und die von der Bestandsübertragung betroffenen 

Mitglieder des übertragenden Vereins werden Mitglieder des übernehmenden Vereins. 

(4) Sind Versicherungsverhältnisse mit Überschussbeteiligung betroffen, darf die Übertragung 

nur genehmigt werden, wenn der Wert der Überschussbeteiligung der Versicherten des 

übertragenden und des übernehmenden Versicherungsunternehmens nach der Übertragung 

nicht niedriger ist als vorher. Dabei sind die Aktiva und Passiva des übertragenden 

Versicherungsunternehmens unter der Annahme, die betroffenen Versicherungsverhältnisse 

würden bei diesem Versicherungsunternehmen fortgesetzt, und die Aktiva und Passiva des 

übernehmenden Versicherungsunternehmens unter der Annahme, dass es die 

Versicherungsverhältnisse entsprechend dem Vertrag übernimmt, dessen Genehmigung 

beantragt wird, zu ihrem beizulegenden Zeitwert zu vergleichen, soweit sie Einfluss auf die 

Überschussbeteiligung haben können. 

(5) Die Rechte und Pflichten des übertragenden Versicherungsunternehmens aus den 

Versicherungsverträgen gehen mit der Bestandsübertragung auch im Verhältnis zu den 



 
 

Versicherungsnehmern auf das übernehmende Versicherungsunternehmen über; § 415 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden. 

(6) Der Bestandsübertragungsvertrag bedarf der Schriftform; § 311b Absatz 3 des 

Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden. 

(7) Die Genehmigung der Bestandsübertragung ist im Bundesanzeiger zu veröffentlichen. 

Sobald die Bestandsübertragung wirksam geworden ist, hat das übernehmende 

Versicherungsunternehmen die Versicherungsnehmer über Anlass, Ausgestaltung und Folgen 

der Bestandsübertragung zu informieren, insbesondere über einen mit der 

Bestandsübertragung verbundenen Wechsel der für die Rechts- oder Finanzaufsicht 

zuständigen Behörde und eine Änderung hinsichtlich eines Anspruchs gegen eine 

Sicherungseinrichtung im Fall der Insolvenz des Versicherers. Ändert sich die für die 

Finanzaufsicht zuständige Behörde, so kann der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb 

eines Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers mit sofortiger Wirkung kündigen. 

Der Versicherer hat den Versicherungsnehmer in der Mitteilung auf das Kündigungsrecht 

hinzuweisen.“ 

 

§ 14 des Gesetzes über Bausparkassen lautet wie folgt: 

„§ 14 Bestandsübertragung 

(1) Ein Vertrag, durch den der Bestand einer Bausparkasse an Bausparverträgen mit den 

zugehörigen Aktiva und Passiva auf eine andere Bausparkasse oder auf mehrere andere 

Bausparkassen ganz oder teilweise übertragen werden soll, bedarf der Genehmigung der 

Bundesanstalt. Die Genehmigung ist von der Bundesanstalt im Bundesanzeiger zu 

veröffentlichen; sie gilt mit der Veröffentlichung den Bausparern als bekanntgegeben. Die 

Rechte und Pflichten der übertragenden Bausparkasse aus den Bausparverträgen gehen mit 

der Genehmigung auch im Verhältnis zu den Bausparern auf die übernehmende 

Bausparkasse über; § 415 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist nicht anzuwenden. Die 

Genehmigung darf nur versagt werden, wenn durch die Übertragung die Belange der 

Bausparer der übertragenden oder der übernehmenden Bausparkasse gefährdet werden. 

(2) Der Vertrag bedarf der Schriftform. 

(3) Zur Zusammenführung der Kollektive genehmigt die Bundesanstalt innerhalb von zwölf 

Monaten nach einer Übertragung nach Absatz 1 oder einer Verschmelzung der Bausparkasse 

auf Antrag Änderungen oder Ergänzungen der Allgemeinen Geschäftsgrundsätze und der 

Allgemeinen Bedingungen für Bausparverträge, sofern die Änderungen und Ergänzungen zur 

hinreichenden Wahrung der Belange der Bausparer erforderlich erscheinen, es sei denn, die 

Änderungen oder Ergänzungen erscheinen für die Zusammenführung der Bestände an 

Bausparverträgen nicht geeignet oder nicht erforderlich.“ 

 

 

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG 

 

Gegenanträge von Aktionären zu den Beschlussvorschlägen von Vorstand und/oder 

Aufsichtsrat zu bestimmten Tagesordnungspunkten und Wahlvorschläge werden – soweit sie 

den anderen Aktionären zugänglich zu machen sind – bei Nachweis der Aktionärseigenschaft 

unverzüglich im Internet unter www.LStelcom.com/hv2022 veröffentlicht, wenn sie mindestens 

14 Tage vor der Versammlung, das heißt spätestens bis zum 23. Februar 2022, 24.00 Uhr 

MEZ, der Gesellschaft an die folgende Adresse übersandt wurden: 

 

LS telcom AG 

Investor Relations 

Frau Luisa Schlenker 



 
 

Im Gewerbegebiet 31-33 

77839 Lichtenau 

Fax: +49 7227 9535-605 

E-Mail: IR@LStelcom.com 

 

Unter dieser Adresse rechtzeitig eingegangene und zulässige Gegenanträge zu den 

Tagesordnungspunkten und/oder Wahlvorschläge werden einschließlich des Namens des 

Aktionärs und der Begründung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

www.LStelcom.com/hv2022 zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der Verwaltung 

werden ebenfalls auf der genannten Internetseite der Gesellschaft zugänglich gemacht. 

Anderweitig adressierte oder nicht fristgerecht eingegangene Gegenanträge oder 

Wahlvorschläge von Aktionären müssen unberücksichtigt bleiben.  

 

Von einer Veröffentlichung eines Gegenantrags und seiner Begründung kann der Vorstand 

unter den in § 126 Abs. 2 AktG genannten Voraussetzungen absehen. 

 

Für Vorschläge von Aktionären zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern 

gelten die vorstehenden Sätze gemäß § 127 AktG sinngemäß. Wahlvorschläge von 

Aktionären brauchen jedoch nicht begründet zu werden. Der Vorstand braucht 

Wahlvorschläge außer in den Fällen des § 126 Abs. 2 AktG auch dann nicht zugänglich zu 

machen, wenn diese nicht die Angaben nach § 124 Abs. 3 Satz 4 AktG und § 125 Absatz 1 

Satz 5 AktG enthalten.  

 

Ordnungsgemäße Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären, die spätestens zum 

Ablauf des 23. Februar 2022, 24.00 Uhr MEZ zugehen, werden in der Hauptversammlung so 

behandelt als seien sie in der Hauptversammlung gestellt worden.  

 

Nachstehend die diesbezüglichen gesetzlichen Regelungen: 

 

§ 126 Aktiengesetz, Anträge von Aktionären, lautet wie folgt:  

„(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und 

einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten 

Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär 

mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen 

Vorschlag von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit 

Begründung an die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des 

Zugangs ist nicht mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das 

Zugänglichmachen über die Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt 

entsprechend. 

 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 

 

1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 

2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde, 

3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 

Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 

4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist, 



 
 

5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den 

letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 

nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als 

der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen 

und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 

ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 

Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 

5 000 Zeichen beträgt. 

 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung 

Gegenanträge, so kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen 

zusammenfassen.“ 

 

§ 127 Aktiengesetz, Wahlvorschläge von Aktionären, lautet wie folgt: 

„Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von 

Abschlussprüfern gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu 

werden. Der Vorstand braucht den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, 

wenn der Vorschlag nicht die Angaben nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 

enthält. Der Vorstand hat den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern 

börsennotierter Gesellschaften, für die das Mitbestimmungsgesetz, das Montan-

Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergänzungsgesetz gilt, mit folgenden 

Inhalten zu versehen:  

 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde und 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und Männern 

besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen.“ 

 

§ 124 Abs. 3 Satz 4 AktG lautet wie folgt: 

„Der Vorschlag zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Prüfern hat deren Namen, 

ausgeübten Beruf und Wohnort anzugeben.“ 

 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 COVID-19-Gesetz lautet wie folgt: 

„Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären, die nach § 126 oder § 127 des Aktiengesetzes 

zugänglich zu machen sind, gelten als in der Versammlung gestellt, wenn der den Antrag 

stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende Aktionär ordnungsgemäß legitimiert und zur 

Hauptversammlung angemeldet ist.“ 

 

 

Fragerecht der Aktionäre  

 

Gemäß § 1 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz wird den Aktionären und 

Aktionärsvertretern ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt.  

 

Dazu hat der Vorstand gemäß § 1 Abs. 1; Abs. 2 COVID-19-Gesetz vorgegeben, dass diese 

Fragen vor der Versammlung im Wege der elektronischen Kommunikation einzureichen sind.  

 



 
 

Aktionären, die angemeldet sind und den Nachweis des Anteilsbesitzes erbracht haben, oder 

ihren Bevollmächtigten wird gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz das 

Recht eingeräumt, Fragen bis 8. März 2022, 24.00 Uhr MEZ, über das HV-Online-Portal mittels 

der dort verfügbaren Fragen-Maske zu stellen und an die Gesellschaft zu senden. Später 

eingehende Fragen werden nicht berücksichtigt. 

 

Nachstehend die diesbezüglichen gesetzlichen Regelungen: 

 

§ 131 AktG: 

„§ 131 Auskunftsrecht des Aktionärs 

(1) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 

Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des 

Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf 

die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen 

Unternehmen. Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Absatz 1 Satz 3, 

§ 276 oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass 

ihm in der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form 

vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterungen hätte. Die Auskunftspflicht des Vorstands 

eines Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in der 

Hauptversammlung, der der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, 

erstreckt sich auch auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss 

einbezogenen Unternehmen. 

(2) Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu 

entsprechen. Die Satzung oder die Geschäftsordnung gemäß § 129 kann den 

Versammlungsleiter ermächtigen, das Frage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich 

angemessen zu beschränken, und Näheres dazu bestimmen. 

(3) Der Vorstand darf die Auskunft verweigern, 

 

1. soweit die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 

geeignet ist, der Gesellschaft oder einem verbundenen Unternehmen einen nicht 

unerheblichen Nachteil zuzufügen; 

2. soweit sie sich auf steuerliche Wertansätze oder die Höhe einzelner Steuern bezieht; 

3. über den Unterschied zwischen dem Wert, mit dem Gegenstände in der Jahresbilanz 

angesetzt worden sind, und einem höheren Wert dieser Gegenstände, es sei denn, daß 

die Hauptversammlung den Jahresabschluß feststellt; 

4. über die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden, soweit die Angabe dieser Methoden 

im Anhang ausreicht, um ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der 

Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft im Sinne des § 264 Abs. 2 des 

Handelsgesetzbuchs zu vermitteln; dies gilt nicht, wenn die Hauptversammlung den 

Jahresabschluß feststellt; 

5. soweit sich der Vorstand durch die Erteilung der Auskunft strafbar machen würde; 

6. soweit bei einem Kreditinstitut, einem Finanzdienstleistungsinstitut oder einem 

Wertpapierinstitut Angaben über angewandte Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 

sowie vorgenommene Verrechnungen im Jahresabschluß, Lagebericht, 

Konzernabschluß oder Konzernlagebericht nicht gemacht zu werden brauchen; 

7. soweit die Auskunft auf der Internetseite der Gesellschaft über mindestens sieben Tage 

vor Beginn und in der Hauptversammlung durchgängig zugänglich ist. 

 

Aus anderen Gründen darf die Auskunft nicht verweigert werden. 

 



 
 

(4) Ist einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der 

Hauptversammlung gegeben worden, so ist sie jedem anderen Aktionär auf dessen Verlangen 

in der Hauptversammlung zu geben, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des 

Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. Der Vorstand darf die Auskunft nicht 

nach Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 bis 4 verweigern. Sätze 1 und 2 gelten nicht, wenn ein 

Tochterunternehmen (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs), ein 

Gemeinschaftsunternehmen (§ 310 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) oder ein assoziiertes 

Unternehmen (§ 311 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs) die Auskunft einem Mutterunternehmen 

(§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) zum Zwecke der Einbeziehung der Gesellschaft in 

den Konzernabschluß des Mutterunternehmens erteilt und die Auskunft für diesen Zweck 

benötigt wird. 

(5) Wird einem Aktionär eine Auskunft verweigert, so kann er verlangen, daß seine Frage und 

der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, in die Niederschrift über die 

Verhandlung aufgenommen werden.“ 

 

Die diesen Aktionärsrechten zugrunde liegenden Regelungen des COVID-19-

Maßnahmengesetzes lauten wie folgt: 

 

§ 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3, Satz 2 COVID-19-Gesetz: 

„Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, 

sofern“ 

[…] 

„3. den Aktionären ein Fragerecht im Wege der elektronischen Kommunikation eingeräumt 

wird,“ 

[…] 

„Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, wie er Fragen 

beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens einen Tag vor der 

Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind.“ 

 

§ 1 Abs. 6 COVID-19-Gesetz: 

„Die Entscheidungen des Vorstands nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der Zustimmung des 

Aufsichtsrats. Abweichend von § 108 Absatz 4 des Aktiengesetzes kann der Aufsichtsrat den 

Beschluss über die Zustimmung ungeachtet der Regelungen in der Satzung oder der 

Geschäftsordnung ohne physische Anwesenheit der Mitglieder schriftlich, fernmündlich oder 

in vergleichbarer Weise vornehmen.“ 

 

 

Einlegung von Widerspruch gegen Beschlüsse der Hauptversammlung 

 

Aktionären, die ihr Stimmrecht ausgeübt haben, wird gemäß § 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 des 

COVID-19-Gesetzes die Möglichkeit eingeräumt, Widerspruch gegen Beschlüsse der 

Hauptversammlung einzulegen.  

 

Widersprüche können ausschließlich elektronisch über das HV-Online-Portal erklärt werden. 

Die entsprechende Maske ist erst nach erfolgter Stimmabgabe freigeschaltet. Entsprechende 

Erklärungen sind ab Beginn der virtuellen Hauptversammlung bis zu deren Schließung durch 

den Versammlungsleiter möglich.  

 

 



 
 

Nachstehend die diesbezüglichen gesetzlichen Regelungen: 

 

§ 1 Abs. 2 Nr. 4 COVID-19-Gesetz: 

„(2) Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung abgehalten wird, 

sofern“  

[…] 

„4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung von  

§ 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens in 

der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der 

Hauptversammlung eingeräumt wird.“  

 

§ 245 Nr. 1 AktG: 

„Zur Anfechtung ist befugt 

1. jeder in der Hauptversammlung erschienene Aktionär, wenn er die Aktien schon vor der 

Bekanntmachung der Tagesordnung erworben hatte und gegen den Beschluss Widerspruch 

zur Niederschrift erklärt hat;“ […] 

 

Lichtenau, im Januar 2022 

 

 

LS telcom AG 

 

Der Vorstand 

 
 
 


